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Wo hinaus?
s

Wenn wir im gewöhnlichenLeben aus der nothwen-
digen Ruhe, oder aus der geregelten Lebensordnung und

gebotenen Arbeit des Tages plötzlichaufgeschrecktund zu

außergewöhnlichenLeistungenaufgefordert werden, so fragen
wir mit Recht: woher die brennende Eile, wozu die Ueber-

ftürzung? Nichts war daher natürlicher,als daß die Auf-

lösungdes Reichstags und die Ausschreibungder Neuwahlen
zum 30. Juli unter den obwaltenden Verhältnissenallge-
meine Ueberraschunghervorrief und man sichfragte: giebt es

jetzt wirklichnichts Dringenderes zu thun, nichts, was die

ErnsteLage der Verhältnissegebieterischerfordert?
Nach einem kurzen Zwischenraumewar auf das erste

Attentat ein zweites, noch ruchloseres gefolgt; Entsetzen,
Zorn und Abscheu hatten die ganze Nation im Tiefsten er-

regt; bange Sorge um das theure Leben des geliebten
Kaisers alle Gemüther erfüllt und vor aller Augen den Ab-

grund bloßgelegt, in welchendie staatsfeindlichenUnitriebe

der Soeialdemokraten die gesammte bürgerlicheGesellschaft
zu stürzentrachteten. WelcherGedanke lag in diesemAugen-
blick näher, als derjenige, die Vertreter der Nation zusam-
menzuberufen, damit sie in einmüthigemZusammenwirken
mit der Regierung berathen und beschließen,was die Lage
des Reiches erfordere und mit welchenMitteln der vorhan-
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denen und den noch drohenden Gefahren rasch, entschlossen
und wirksam vorzubeugensei?

Statt dessen wirft die Regierung in die hochgehende
Erregung der Gemüther,welche dringend »der Sammlung
und Beruhigungbedarf,ein nenesLlementder.Beunru-higung»
indem sie mit dem Aufruf zum Wahlkampf in einer ohne-

hin stürmischbewegten Zeit alle Gegensätzeder politischen
sStrömungen zu erneutem Hader anreizt,«anstatt alle auf dem

i
« wählen,kein Menschenwitzim Stande gewesen wäre!

Boden des Staates wirkenden Kräfte zum einträchtigen

Schutze der gefährdetengesellschaftlichenOrdnung und Sicher-
heit zu vereinigen!

«

Und das Alles zu einer Zeit, welcheungünstigerzu

Jn-
mitten der heißestenTage des Jahres, währendder Land-
mann durch die Erntearbeit, der Städter durch nothwendige,
oder doch lange vorher beschlosseneAbwesenheit, der Beamte

durch den, auf bestimmte Zeit eingeschränktenUrlaub von

der Theilnahme an den öffentlichenAngelegenheitenabge-
halten ist, bringt die unerwartet ausgeschriebeneNenwahl
Unruhe und Verwirrung in alle Lebenskreiseund beeinträchtigt

mannigfache, ohnehin durch die Ungunst der Zeit danieder-

liegende Erwerbsverhältnifse (

Freilich giebt die Regierung für ihr, wie sie wohl
selbst fühlt, befremdliches Verfahren, einen Grund an,

indem sie geltend macht, nach der Abstimmung vom

24. Mai habe sie von der Majorität des Reichstages nicht
die erforderlicheUnterstützungbei einer neuen Vorlage zur

Abwehr der sozialdemokratischenAgitationen erwarten können!

Dagegen ist die einfacheund durch Nichts zu befeitigende
Thatsachefestzuhalten, daß der Hauptredner in der Debatte

vom L24. Mai ausdrücklichhervorgehoben hat, daß alle

Parteien mit der Regierung einig seien in der Erkenntniß

der Nothwendigkeit, den sozialdemokratischenAusschrei-
tungen entgegen zu treten. Die Einwendungen gegen den

vorgelegtenGesetzentwurf hatten daher nichts gemein mit der

der-Majorität--untergeschobenen-Abneigimg.,-..ein-.wirksaine.s...-..

Gesetz zu vereinbaren; der Widerspruchrichtete sich vielmehr
ausschließlichgegen die Unzulänglichkeitdes in iiberstürzcnder

Hast eingebrachtenund nach dem allgemeinen Urtheil durch-
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aus unzureichendenEntwurfs. Die Vorlage der Regierung
wurde mit der überwältigendenMehrheit von 251 gegen
57 Stimmen abgelehnt,abgelehntnichtnur von den National-

liberalen, sondern auch von Mitgliedern der, der Regierung
so nahe stehenden frei-conservativen Partei, abgelehnt,
nachdem sie eingebracht worden, ohne daß das ihr bevor-

stehendeSchicksalder Regierung einen Augenblickzweifelhaft
sein konnte, was auch aus der ganzen Art der Vertheidigung
klar ersichtlichwar.

Andererseits unterliegt es nicht dem mindesten Zweifel,
daß der Reichstagsofort nach seiner nochmaligenEinberufung
bei der, durch das zweite Attentat wesentlich veränderten

Sachlage, der Regierung die verlangten Vollmachten zur

Bekämpfungder sozialdemokratischenAusschreitungenbereit-

willig und im weitesten Umfange gewährt haben würde.

Dafür spricht die bisherige Haltung der .nationalliberalen

Partei den Sozialdemokraten gegenüber,dafür sprechendie

ausdrücklichenErklärungen der hervorragendsten National-

liberalen —: es ist mithin klar und zweifellos, daß die

Ablehnung des Gesetzentwurfs nicht der zwingende Grund

für die Auflösungdes Reichstags war, und dieser Thatsache
gegenüber hat jeder Wähler sich die Frage vorzulegen:
wo hinaus will die Regierung mit den Neuwahlen?

Die Antwort auf diese Frage liegt nahe genug: die

Regierung will sich eine Majorität sichern,auf deren unbe-

dingte Willfährigkeit sie für ihre sonstigenPläne rechnen
kann. Wer also -bei der Wahl seine Stimme nach Pflicht
und Gewissen abgeben will, wird sichdarüber klar seinmüssen,
ob er nicht bloß das will, was mit Ausnahme der Soeial-

demokraten Alle wollen ——: nämlich energischeMaßregeln
gegen die soeialdemokratischenUmtriebe, — sondern ob er

außerdem noch allesdasjenige will, was die Regierung
währendder dreijährigen Dauer des zu wählendenReichs-
tages zu fordern beabsichtigt Der gewissenhafteWähler
wird sichsagenmüssen,daß er sichzu entscheidenhat, zwischen
seinen bisherigenVertretern, zwischenden Grundsätzen,welche
die Richtschnurihres politischenHandelns war und zwischen
den zum Theil unbekannten, aber unzweifelhaftfolgenschwerett
Maßnahmender Regierung Er wird sich sagen müssen-

daß die Stimme, die er abgiebt, mit entscheidetüber die

Gestaltung unserer nächstenZukunft. Sie entscheidet:
ob die freiheitlichenInstitutionen, aus denen die dauernde

Einigung und Wohlfart des Deutschen Reichesberuht, sich
in besonnener und stetiger Entwickelung immer lebensvoller

gestalten, oder den Angriffen feindlicher Elemente preis-

gegeben werden sollen, -

ob die Nation mit hunderten von Millionen neuer Steuern

belastet werden soll, ohne daß dieser neuen Belastung eine

entsprechendeErleichterung oder gerechtereVertheilung des

Steuerdruckes die Waage hält,
ob ein blühenderIndustriezweig,durchden hunderttausende

fleißigerArbeiter ernährtwerden, zu Gunsten eines Monopols

vernichtetwerden soll,
»

ob auf dem Gebiet der Zoll- und Handelspolitik neue

Wege eingeschlagenwerden sollen, deren letzte Ziele noch
völlig unbekannt sind, —-

ob mit einem Worte die Vertreter des Volkes Männer Von

freisinnigen Grundsätzen,unabhängigemSinne und treuer

Hingebnug an das wahre Jnteresse des Landes sein sollen,
oder lediglich Instrumente des Willens der Regierung, auf
die Voraussetzung hin, gewählt,zu Allem, was die Regierung
wollen wird, Ja und Amen zu sagen?
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